
Braunschweigische Rechtswissenschaftliche Studien

Bedeutungsinhalt des § 140a SGB V

Wibke Kreikebohm

Gemeinwohl und Wettbewerb als tragende Prinzipien 
im Recht der gesetzlichen Krankenversicherung 
am Beispiel der integrierten Versorgung



5

Vorwort

Die vorliegende Arbeit ist im Jahr 2017 von der Carl-Friedrich-Gauß Fakultät der techni-
schen Universität Carola Wilhelmina zu Braunschweig als Dissertation angenommen worden. 

Herzlichen Dank gebührt meinem Doktorvater, Herrn Professor Dr. Brandt, für die Annahme 
als Doktorandin, die mir gewährte Unterstützung, den fachlichen Austausch, die Aufnahme 
der Arbeit in die Schriftenreiche „Braunschweigische Rechtswissenschaftliche Studien“ und 
für die Gewährung eines Druckkostenzuschusses. 

Herrn Professor Dr. Smeddinck gilt ebenfalls mein Dank für die Erstellung des Zweitgutach-
tens und Herrn Professor Dr. Lang für die Übernahme des Vorsitzes in meiner Disputation. 

Meine, Februar 2018 

Wibke Kreikebohm 



7

Inhaltsverzeichnis

A. Einleitung   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   17
I. Problemstellung    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   17
II. Ziel der Untersuchung  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   19
III. Methodische Überlegungen   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   20

Erster Teil
Gemeinwohl als tragendes Prinzip 
der gesetzlichen Krankenversicherung .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   25

B. Begriff Gemeinwohl   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   27
I. Gemeinwohlmodelle  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   27
II. Gemeinwohl als legitimes Staatsziel .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   30
III. Gemeinwohl im europäischen Kontext    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   31
IV. Zwischenergebnis.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   32

C. Die Verankerung des Gemeinwohlprinzips 
in der Krankenversicherung  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   33
I. Solidarität    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   33
II. Ausgestaltungen des Solidarprinzips in der gesetzlichen Krankenversicherung  36
III. Zwischenergebnis.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   37

D. Die Verankerung des Gemeinwohlprinzips in der integrierten Versorgung.   37
I. Begriff der integrierten Versorgung   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   37

1. Entstehungsgeschichte und Zielrichtung.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   37
2. Leistungssektorenübergreifende Versorgung   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   40

a) Leistungssektoren   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   40
b) Übergreifende Versorgungsformen   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   43

3. Interdisziplinär-fachübergreifende Versorgungsformen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   44
4. Abgrenzung zwischen einer leistungssektorenübergreifenden Versorgung 

(§ 140a Abs. 1 S. 2 erste Alternative) oder einer interdisziplinär-
fachübergreifenden Versorgung (§ 140a Abs. 1 S. 2 zweite Alternative)   .   46

5. Die Abgrenzung zu anderen Versorgungsformen   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   46
a) außerhalb von Kollektivverträgen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   46

aa) Hausarztzentrierte Versorgung (§ 73b)  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   46
bb) Besondere ambulante ärztliche Versorgung 

(§ 73c a. F., § 140a Abs. 1)   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   47
cc) Modellvorhaben (§§ 63–65).  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   47



8

b) im Rahmen von Kollektivverträgen  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   49
aa) Strukturverträge (§ 73a a. F., § 140a)  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   49
bb) Strukturierte Behandlungsprogramme (§§ 137f, g) .  .  .  .  .  .   49

c) Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   50
6. Das sozialrechtliche Dreiecksverhältnis am Beispiel des integrierten 

Versorgungsvertrages   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   52
a) Vorbemerkung  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   52
b) Die Rechtsbeziehung Leistungsberechtigter – Leistungsträger: 

Schenkel a  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   52
c) Die Rechtsbeziehung Leistungsberechtigter – Leistungserbringer: 

Schenkel b  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   53
d) Die Rechtsbeziehung Leistungsträger – Leistungserbringer: 

Schenkel c  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   55
e) Das Wunsch- und Wahlrecht im sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis 

am Beispiel des integrierten Versorgungsvertrages   .  .  .  .  .  .  .  .  .   56
f) Der Grundsatz der freien Arztwahl im Rahmen von integrierten 

Versorgungsverträgen   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   58
g) Die Sicherstellung der Versorgung im Rahmen der integrierten 

Versorgungsverträge .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   59
h) Das Binnenverhältnis der Leistungserbringer  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   61
i) Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   62

7. Das sozialrechtliche Dreiecksverhältnis aus ökonomischer Sicht    .  .  .  .   62
a) Die Besonderheiten des Gesundheitsmarktes  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   62

aa) Der Gesundheitsmarkt als Summierung von Teilmärkten   .  .   62
bb) Die Regulierungen auf den Teilmärkten   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   63
cc) Zwischenergebnis .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   64

b) Interaktionsstrukturen auf den Gesundheitsmärkten.  .  .  .  .  .  .  .  .   65
aa) Systematik .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   65
bb) Besonderheiten der Gesundheitsdienstleistungen.  .  .  .  .  .  .   66
cc) Prinzipal-Agent-Beziehungen.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   67
dd) Interaktionen im sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis  .  .  .  .   68
ee) Zwischenergebnis .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   69

II. Die Verankerung des Gemeinwohlprinzips in der integrierten Versorgung 
am Beispiel der Vertragsinhalte.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   70
1. Der Inhalt der Versorgungsverträge (§ 140a Abs. 2)    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   70

a) Abweichungen vom Leistungsrecht (§ 140a Abs. 2 S. 1, 2) .  .  .  .  .   70
b) Voraussetzungen des § 140a Abs. 2 S. 3 .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   71
c) Sog. Managementverträge als integrierte Versorgungsverträge .  .  .   72

2. Die Anforderungen an die Versorgung der Versicherten 
(§ 140a Abs. 2 S. 3, 5)  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   73

3. Der Vertragsabschluss und die Vertragsart .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   73
4. Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   75



9

III. Die Verankerung des Gemeinwohlprinzips in der integrierten Versorgung 
am Beispiel der Versorgungsangebote  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   75
1. Die Inhalte der Versorgungsangebote (§ 140a Abs. 1 S. 4 a. F.) .  .  .  .  .  .   75
2. Die Vorgabe der „bevölkerungsbezogenen Flächendeckung“ der 

Versorgungsangebote (§ 140a Abs. 1 S. 2 a. F.)   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   76
3. Zwischenergebnis  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   77

IV. Die Verankerung des Gemeinwohlprinzips in der integrierten Versorgung 
am Beispiel der Stellung der Patienten .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   77
1. Die Freiwilligkeit der Teilnahme (§ 140a Abs. 4 S. 1)    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   77
2. Widerruf der Teilnahmeerklärung (§ 140a Abs. 4 S. 2, 3, 4)   .  .  .  .  .  .  .   78
3. Anforderungen an die Einwilligung der Versicherten für die Erhebung, 

Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   79
4. Informationsrechte der Patienten (§ 140a Abs. 3 a. F.)    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   80
5. Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   80

V. Die Verankerung des Gemeinwohlprinzips in der integrierten Versorgung 
am Beispiel des Qualitätsmanagements   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   81
1. Zur Terminologie.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   81
2. Qualitätsmanagementkonzepte.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   82
3. Qualitätskriterien .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   83
4. Rechtliche Grundlagen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   84
5. Strukturqualität .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   86
6. Prozessqualität .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   86
7. Ergebnisqualität   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   86
8. Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   87

Zweiter Teil
Wettbewerb als tragendes Prinzip 
der gesetzlichen Krankenversicherung .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   89

E. Der Begriff „Wettbewerb“ .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   91

F. Der Wettbewerb in der Krankenversicherung   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   92
I. Historische Entwicklung  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   92
II. Wettbewerbliche Instrumente in der gesetzlichen Krankenversicherung   .  .  .   94
III. Zwischenergebnis.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   94

G. Der Wettbewerb in der integrierten Versorgung .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   95
I. Die Stärkung des Wettbewerbs durch die integrierten Versorgung als Teil 

der gesundheitspolitischen Begründungen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   95
1. Sondergutachten 1995  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   95
2. Gutachten 2001    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   96
3. Gutachten 2003.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   96
4. Gutachten 2005.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   97



10

5. Gutachten 2007    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   98
6. Gutachten 2009    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   99
7. Sondergutachten 2012 .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   100
8. Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   100

II. Die Stärkung des Wettbewerbs in der integrierten Versorgung als Ergebnis 
des gesetzgeberischen Willens  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   101
1. GKV-Gesundheitsreformgesetz 2000   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   101
2. GKV-Modernisierungsgesetz (GMG) 2003  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   102
3. GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz 2007   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   103
4. GKV-Versorgungsstrukturgesetz 2012 .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   103
5. GKV-Versorgungsstärkungsgesetz 2015 .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   104
6. GKV-Finanzstruktur- und Qualitätsweiterentwicklungsgesetz 2015  .  .  .   105
7. Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   105

III. Zwischenergebnis    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   105

H. Die Verankerung des Wettbewerbsprinzips in der integrierten Versorgung     106
I. Die Verankerung des Wettbewerbsprinzips in der integrierten Versorgung 

am Beispiel der Vertragspartner   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   106
1. Krankenkassen im Sinne des § 140a Abs. 3 S. 1.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   106
2. Vertragspartner der Krankenkassen (§ 140a Abs. 3 S. 1)   .  .  .  .  .  .  .  .  .   107

a) Abs. 3 S. 1 Nr. 1  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   107
b) Abs. 3 S. 1 Nr. 2  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   108
c) Abs. 3 S. 1 Nr. 3  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   108
d) Abs. 3 S. 1 Nr. 4  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   108
e) Abs. 3 S. 1 Nr. 5  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   109
f) Abs. 3 S. 1 Nr. 6  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   109
g) Abs. 3 S. 1 Nr. 7  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   109

3. Apotheken als Vertragspartner .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   110
4. Der Beitritt Dritter (§ 140b Abs. 5 a. F.)  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   111
5. Leistungsstörungen bei integrierten Versorgungsverträgen  .  .  .  .  .  .  .  .   111
6. Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   112

II. Die Verankerung des Wettbewerbsprinzips in der integrierten Versorgung 
am Beispiel der Vergütung .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   112
1. Regelungen zur Vergütung (§ 140c Abs. 1 a. F.) .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   112
2. Vergütungsverteilung.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   114
3. Abrechnungsverfahren .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   114
4. Die zu vergütenden Leistungen (§ 140c Abs. 1 S. 2, 3 a. F.) .  .  .  .  .  .  .  .   114
5. Budgetverantwortung (§ 140c Abs. 2 S. 1 a. F.)  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   115
6. Finanzierung von integrierten Versorgungsmodellen   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   116

a) Geltung des Grundsatzes der Beitragssatzstabilität  .  .  .  .  .  .  .  .  .   116
b) Anschubfi nanzierung.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   118

7. Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   119



11

III. Die Verankerung des Wettbewerbsprinzips in der integrierten Versorgung 
am Beispiel der Geltung des Wettbewerbs-, Kartell- und Vergaberechts   .  .  .   120
1. Integrierte Versorgungsverträge und das europäische Wettbewerbsrecht  .   120
2. Integrierte Versorgungsverträge und das europäische Kartellrecht   .  .  .  .   120

a) Die Ziele des europäischen Kartellrechts   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   120
aa) Der Wettbewerb als zentraler Begriff des europäischen 

Kartellrechts    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   121
bb) Die Behinderungen des Wettbewerbs    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   122

b) Die rechtstechnischen Mittel des europäischen Kartellrechts .  .  .  .   123
aa) Art. 101, 102 AEUV (i. V. m. Art. 4 EUV)   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   123
bb) Art. 106 AEUV  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   124
cc) Art. 107 AEUV (Beihilfenrecht)   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   124

c) Die Anwendbarkeit des europäischen Kartellrechts: 
Die Tatbestandsvoraussetzung Unternehmen   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   125
aa) Grundsatz  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   125
bb) Öffentlich-rechtliches Unternehmen   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   126
cc) Hoheitliche Tätigkeit   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   126
dd) Wirtschaftliche Tätigkeit   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   127

d) Die Unternehmenseigenschaft von Sozialversicherungsträgern 
in der Rechtsprechung des EuGH  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   127
aa) Rechtssache Höfner – Elser/Macrotron GmbH .  .  .  .  .  .  .  .   127
bb) Rechtssache Poucet und Pistre   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   128
cc) Rechtssache Fédération Française des Sociétés d’Assurances   129
dd) Rechtssache Albany .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   130
ee) Rechtssache INAIL  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   132
ff) Rechtssache AOK-Bundesverband  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   133
gg) Rechtssache  FENIN .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   135
hh) Rechtssache Kattner Stahlbau.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   136

e) Zwischenergebnis  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   136
3. Anwendbarkeit des nationalen Wettbewerbsrechts in der gesetzlichen 

Krankenversicherung: Der Regelungsgehalt des § 69    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   138
a) Entstehungsgeschichte .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   138

aa) Das Gesundheitsreformgesetz.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   138
bb) Das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   140
cc) Das Gesetz zur Weiterentwicklung der 

Organisationsstrukturen in der GKV  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   140
dd) Das Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   141
ee) Die 8. GWB-Novelle  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   143
ff) Zwischenergebnis .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   143

b) Entwicklung in der Rechtsprechung    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   144
aa) Rechtsprechung der Zivilgerichtsbarkeit  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   144
bb) Rechtsprechung der Sozialgerichtsbarkeit   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   146

c) Die Auffassungen in der Literatur in der historischen Entwicklung     147



12

d) Anwendbarkeit des Wettbewerbs-, Kartell- und Vergaberechts auf 
integrierte Versorgungsverträge?    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   148
aa) Anwendbarkeit des europäischen Kartell- und Vergaberechts 

auf die Rechtsbeziehungen zwischen Krankenkassen und 
Leistungserbringern?  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   148

bb) Anwendungsbereich: die „abschließende Regelung“ 
in § 69 Abs. 1 S. 1, 2   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   149

cc) Die „entsprechende“ Anwendbarkeit in § 69 Abs. 2 S. 1 .  .  .   150
dd) Rechtsgrund- oder Rechtsfolgenverweisung 

in § 69 Abs. 2 S. 1 .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   151
e) Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   151

4. Integrierte Versorgungsverträge und Vergaberecht   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   152
a) Das Verhältnis zwischen Kartell- und Vergaberecht .  .  .  .  .  .  .  .  .   152
b) Das Verhältnis des europäischen Gemeinschaftsrechts zum Recht 

der Mitgliedstaaten.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   152
c) Die Ziele des europäischen Vergaberechts .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   153
d) Die Rechtsgrundlagen des europäischen Vergaberechts .  .  .  .  .  .  .   154

aa) Primärrechtliches EU-Vergaberecht.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   154
bb) Sekundärrechtliches EU-Vergaberecht: Verankerung der 

Richtlinien im Normengefl echt  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   155
e) Prüfung der integrierten Versorgungsverträge anhand der Richtlinie 

2004/18/EG (Vergabekoordinierungsrichtlinie) und des GWB  .  .  .   157
aa) Persönlicher Anwendungsbereich .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   157

i) Konstitutive Wirkung des Anhangs III der Richtlinie 
2004/18/EG (Vergabekoordinierungsrichtlinie)   .  .  .  .  .   157

ii) Öffentlicher Auftraggeber im Sinne der Richtlinie 
2004/18/EG (Vergabekoordinierungsrichtlinie) und des 
§ 98 GWB.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   161
(1) Öffentlicher Auftraggeber nach § 98 Nr. 1 GWB .  .   161
(2) Öffentlicher Auftraggeber nach § 98 Nr. 2 GWB .  .    162

(i) Eigene Rechtspersönlichkeit .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   163
(ii) Besonderer Gründungszweck   .  .  .  .  .  .  .  .  .   163
(iii) Besondere Staatsgebundenheit    .  .  .  .  .  .  .  .   168
(iv) Ausübung der Aufsicht .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   171
(v) Bestimmung der Leitungs- oder 

Aufsichtsorgane   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   174
(vi) Ausschluss der öffentlichen 

Auftraggebereigenschaft aufgrund 
von Art. 106 AEUV (ex-Art. 86 EGV).  .  .  .  .   175

bb) Sachlicher Anwendungsbereich .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   175
i) Keine generelle Bereichsausnahme.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   175
ii) Die Unterscheidung zwischen Lieferaufträgen und 

Dienstleistungskonzessionen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   177



13

cc) Prüfung des Merkmals öffentlicher Auftrag bei integrierten 
Versorgungsverträgen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   182
i) Vertragsmerkmal  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   182
ii) Integrierte Versorgungsverträge als öffentlich-rechtliche 

Verträge .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   182
iii) Integrierte Versorgungsverträge als 

koordinationsrechtliche Verträge des öffentlichen Rechts  183
iv) Koordinationsrechtliche öffentlich-rechtliche Verträge 

als öffentliche Aufträge i. S. v. § 99 GWB   .  .  .  .  .  .  .  .   184
dd) Das Merkmal der Entgeltlichkeit bei integrierten 

Versorgungsverträgen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   185
i) Der Entgeltbegriff.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   186
ii) Vorliegen eines Gegenseitigkeitsverhältnisses .  .  .  .  .  .   187

ee) Schwellenwert .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   192
ff) Zwischenergebnis .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   192

f) Besonderheiten im Vergabeverfahren beim Abschluss von 
integrierten Versorgungsverträgen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   193
aa) Unterscheidung zwischen vorrangigen und nicht vorrangigen 

Dienstleistungsaufträgen   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   193
bb) Vergabeart .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   194
cc) Eignungs- und Zuschlagskriterien.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   196
dd) Konkrete Ausschreibungsinhalte von integrierten 

Versorgungsverträgen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   197
ee) Zwischenergebnis .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   197

g) Europäisches Vergaberecht im Unterschwellenbereich   .  .  .  .  .  .  .   197
aa) Anwendbarkeit der Grundfreiheiten und Grundregeln  .  .  .  .   197
bb) Art. 18 AEUV (ex-Art. 12 EGV): Diskriminierungsverbot .  .   199
cc) Art. 49 AEUV (ex-Art. 43 EGV): Niederlassungsfreiheit   .  .   200
dd) Art. 56 AEUV (ex-Art. 49 EGV): Dienstleistungsfreiheit   .  .   201
ee) Zwischenergebnis .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   202

h) Nationales Vergaberecht im Unterschwellenbereich.  .  .  .  .  .  .  .  .   203
aa) Die Ziele des nationalen Vergaberechts    .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   203
bb) Die Rechtsgrundlagen des nationalen Vergaberechts .  .  .  .  .   203
cc) Rechtslage aus haushalts- und sozialrechtlicher Sicht   .  .  .  .   204
dd) Bestimmung des Schwellenwertes   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   206
ee) Zwischenergebnis .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   207

i) Anwendbarkeit des nationalen Vergaberechts auf die 
Rechtsbeziehungen zwischen Krankenkassen und 
Leistungserbringern vor dem Hintergrund 
des § 22 SVHV.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   207

5. Haben Krankenkassen beim Abschluss von integrierten 
Versorgungsverträgen das nationale Kartellrecht zu beachten?  .  .  .  .  .  .   208
a) Krankenkassen als Unternehmen i. S. v. § 1 GWB    .  .  .  .  .  .  .  .  .   208
b) Die „entsprechende“ Geltung des GWB bei integrierten 

Versorgungsverträgen   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   210



14

c) Kritische Würdigung der Rechtsprechung des EuGH und der 
nationalen Gerichte zum Unternehmensbegriff  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   211
aa) Zur Rechtsprechung des EuGH .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   211
bb) Zur Rechtsauslegung im nationalen Recht   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   213

d) Auswirkungen der Anwendbarkeit des Kartellrechts beim 
Abschluss von integrierten Versorgungsverträgen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   213

e) Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   215
6. Ist der Abschluss eines integrierten Versorgungsvertrages anhand des 

europäischen Beihilfenrechts zu prüfen?   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   215
a) Das EU-Beihilfenrecht .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   215
b) Tatbestandsvoraussetzungen .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   216

aa) Gemeinsamer Markt.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   216
bb) Unternehmensbegriff   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   217
cc) Vorliegen einer „aus staatlichen Mitteln gewährten Beihilfe“    218

i) Aus staatlichen Mitteln gewährter unmittelbarer oder 
mittelbarer Vorteil.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   219

ii) Zufl uss des Vorteils .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   219
iii) Vorteil für den Begünstigten   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   220
iv) Verfälschung des Wettbewerbs .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   220

c) Zwischenergebnis   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   220

Dritter Teil
Ist die integrierte Versorgung als Wettbewerbsinstrument 
zur Gemeinwohlerhöhung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung geeignet und welche 
wettbewerblichen Reformoptionen bieten sich an?  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   221

I. Die gesundheitspolitische Relevanz integrierter Versorgungsformen .  .  .  .   223
I. Die Entwicklung der integrierten Versorgung nach der Implantierung durch 

die GKV-Gesundheitsreform 2000 .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   223
II. Die Entwicklung der integrierten Versorgung nach der Neufassung durch 

das GKV-Modernisierungsgesetz 2003.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   224
III. Die Entwicklung der integrierten Versorgung von 2004 bis 2008  .  .  .  .  .  .  .   224
IV. Die Entwicklung der integrierten Versorgung nach Auslaufen der 

Anschubfi nanzierung ab 2009   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   225
V. Zwischenergebnis.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   229

J. Konzeptionelle Schwächen der integrierten Versorgung als 
Wettbewerbsinstrument.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   230
I. Beitrags(preis)wettbewerb .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   230
II. Qualitätswettbewerb   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   231



15

III. Die ausreichende Patienteninformation als Voraussetzung für einen 
Qualitätswettbewerb   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   233

IV. Wettbewerb nur im integrierten Versorgungssegment  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   236
V. Auswirkungen der integrierten Versorgung auf die Regelversorgung  .  .  .  .  .   237
VI. Nachteile einer Ausweitung selektivvertraglicher Regelungen   .  .  .  .  .  .  .  .   238

K. Grundannahmen für die erfolgreiche Umsetzung integrierter 
Versorgungsmodelle.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   239
I. Die konsequente Anwendung des Wettbewerbs   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   239
II. Anreize für integrierte Versorgungsmodelle  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   240
III. Die Interessen der Vertragspartner  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   241

1. Organisation der Leistungserstellung   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   242
2. Schaffung von Vergütungsanreizen   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   243

Vierter Teil
Zusammenfassung   .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   245

L. Fazit zum Bedeutungsinhalt der Vorschriften zur integrierten Versorgung .   247

M. Annahmen zur erfolgreichen Umsetzung der integrierten Versorgung   .  .  .   251

N. Literaturverzeichnis .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .   253



17

A. Einleitung
I. Problemstellung 
„Selbst Feuer und Wasser können sich gegenseitig ergänzen, wenn ein Kessel dazu kommt.“1 
Das Zitat von Willy Meurer, deutsch-kanadischer Kaufmann und Publizist, bringt das Span-
nungsverhältnis zwischen den Ausprägungen Wettbewerb und Gemeinwohl in der gesetzlichen 
Krankenversicherung auf den Punkt. Die additive Konjunktion zwischen den unterschiedli-
chen Paradigmen fällt schwer, welcher Kessel kann demnach als Instrument dienen, um die 
Prinzipien in Einklang zu bringen?

Politisches, gesellschaftliches und rechtliches Streitthema in der Vergangenheit war im-
mer wieder die Abwägung zwischen Wettbewerbselementen und Gemeinwohlinteressen in 
der gesetzlichen Krankenversicherung.2 Insbesondere zeigt sich die Problematik in einer in-
tensiven Diskussion der Begriffe Gemeinwohl, Gemeinsinn, Solidarität auf der einen und 
Wettbewerb auf der anderen Seite.3 Mit der Einführung des GKV-Modernisierungsgesetzes 
am 01. Januar 2004 schaffte die damalige rot-grüne Koalition eine rechtliche Grundlage für 
integrierte Versorgungsverträge im Gesundheitswesen (§§ 140a–140d SGB V a. F.4 – Integ-
rierte Versorgung). Handelt es sich bei der integrierten Versorgung um einen solchen „Kes-
sel“, der eine Symbiose aus Feuer und Wasser herstellen kann? Auch in der Zukunft wird die 
Frage, welchem der beiden Grundsätze – Gemeinwohl und Wettbewerb – in der gesetzlichen 
Krankenversicherung der Vorrang gegeben wird, heftig diskutiert werden. Letzte gesetzgebe-
rische Anzeichen für die fortwährende Diskussion sind das seit dem 01. Januar 2015 in Kraft 
getretene Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualität in der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV-FQWG) und das Gesetz zur Stärkung der Versorgung in 
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-VSG).5 

1 Willy Meurer, deutsch-kanadischer Kaufmann, Aphoristiker und Publizist, Member of the Human 
Race, M.H.R., Toronto.

2 Wolfgang Schäuble kommentiert die Gefahr der Entkopplung der fi nanzmarktgetriebenen Öko-
nomie von den gesellschaftlichen Interessen als, alles dreht „sich nur noch um sich selbst“, zitiert 
nach Assheuer: Wir haben die Nase voll, in: Die Zeit, 14.02.2010, S. 50.

3 Di Fabio, Die Kultur der Freiheit; Kirchhof, Der Staat als Organisationsform politischer Herrschaft 
und rechtlicher Bindung, in: DVBL 1999, S. 637 (S. 639 ff.); Hohmann-Dennhardt, Das Soziale, 
der Staat und die Gerichtsbarkeit, in: 1. Deutscher Sozialgerichtstag, S. 9 ff.; Sloterdijk, Das bür-
gerliche Manifest, Aufbruch der Leistungsträger, in: Cicero, 11/2009, S. 95 ff.; auch in anderem 
Zusammenhang wird der Begriff „Wettbewerb“ ausgiebig und heftig diskutiert, Bahnprivatisie-
rung als Ergebnis der Bahnreform 1994.

4 Alle §§ ohne Gesetzesangabe sind solche des SGB V.
5 Gesetz zur Weiterentwicklung der Finanzstruktur und der Qualität in der gesetzlichen Krankenver-

sicherung (GKV-Finanzstruktur- und Qualitäts-Weiterentwicklungsgesetz – GKV-FQWG), BGBl 
2014, S. 1133; das Gesetz soll den Krankenkassen mehr Möglichkeiten geben, ihre Beiträge selbst 
zu gestalten. Jede Krankenkasse kann einen kassenindividuellen, einkommensabhängigen Zusatz-
beitrag erheben. Ziel des Gesetzes ist eine gesteigerte Qualitätsorientierung bei der Erbringung von 
medizinischen Leistungen, womit der Qualitätswettbewerb in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung gestärkt werden soll. Eine höhere Qualität der Versorgung soll mittel- bis langfristig zu ei-
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Die demografi sche Entwicklung und die Kosten des medizinisch-technischen Fortschritts 
fordern ein Umdenken darüber, wie mittel- bis langfristig sichergestellt werden soll, dass die 
Ausgaben die Einnahmen im Gesundheitswesen nicht übersteigen. Mit begrenzten fi nanzi-
ellen Mitteln soll ein „Mehr“ und/oder „Besser“ an Leistungen in der gesetzlichen Kranken-
versicherung erreicht werden. 

Für die Befürworter der Einführung und/oder Stärkung der Wettbewerbselemente in der 
gesetzlichen Krankenversicherung ist Wettbewerb das einzig geeignete Instrument, um den 
zukünftigen Problemen der demografi schen Entwicklung und der steigenden Kosten des me-
dizinischen Fortschritts im Gesundheitswesen vorzubeugen.6 Auch eine verbesserte Qualität 
der Versorgung soll eine Folge von Wettbewerbsinstrumenten sein. Einige Vertreter sehen 
die Wettbewerbselemente eingebettet in eine solidarische Rahmenordnung, wodurch sicher-
gestellt werden soll, dass sich der Wettbewerb an den Bedürfnissen der Versicherten und Pa-
tienten orientiert.7

Gegner des Wettbewerbsgedankens im Gesundheitswesen führen an, dass sich alle An-
bieter nach der Stärkung von Wettbewerbselementen nur auf einträgliche Felder im Gesund-
heitswesen konzentrieren würden. Die Frage, wo die höchsten Renditen zu erreichen sind, 
treibt die Investoren in der gesetzlichen Krankenversicherung an. Was sich nicht rechnet, 
fi ndet nicht statt. Der Preiskampf führt zu einem ständigen Einspardruck, wodurch sich die 
Leistung „verschlankt“.8

Wettbewerbselemente können im Gesundheitswesen zur Ressourcenallokation eingesetzt 
werden. Streiten kann man darüber, ob das immer zum Nachteil der allgemeinen Interessen 
erfolgt oder ob sich die Grundsätze Wettbewerb und Gemeinwohl diametral gegensätzlich 
gegenüberstehen. Als Bindeglied wird immer wieder das Instrument der Selektivverträge 
genannt, womit ein Wettbewerb in der Vertragsbeziehung zwischen Krankenkasse und den 
Leistungserbringern eingeführt werden soll.9 Ist also die selektivvertragliche Versorgungs-

ner wirtschaftlicheren Verwendung der Mittel und zu mehr Nachhaltigkeit im deutschen Gesund-
heitswesen führen; siehe das entsprechende Versorgungsstärkungsgesetz (GKV-VSG). 

6 Wasem/Höfi nghoff, Mehr Wettbewerb im Gesundheitswesen – Potenziale, Ansatzpunkte, Fallstri-
cke; Oberender, Mehr Wettbewerb im Gesundheitswesen. Zur Reform des Gesundheitswesens in 
der Bundesrepublik Deutschland, S. 3. 

7 Wille, Der Wettbewerb als zielführendes Instrument im Gesundheitswesen, in: Wettbewerb im Ge-
sundheitswesen: Chancen und Grenzen, S. 7.

8 Leidner, Deutsches Ärzteblatt, 106/2009, S. 28 f.; Kumpmann, Grenzen des Wettbewerbs im Ge-
sundheitswesen, in: Sozialer Fortschritt, Bd. 57, 7–8/2008, S. 217 (221).Viele Gesundheitsöko-
nomen fordern mehr Wettbewerb im Gesundheitswesen. Damit ist ein stärkerer Wettbewerb zwi-
schen Krankenkassen um Versicherte und zwischen Leistungserbringern um Verträge mit Kassen 
gemeint. Vernachlässigt wird dabei jedoch der für die medizinische Qualität wichtige Wettbewerb 
der Leistungserbringer um Patienten. Dieser steht mit den beiden erstgenannten Wettbewerbsfel-
dern im Konfl ikt. Auch die vorhandene empirische Evidenz ist nicht eindeutig, was die Kosten- 
und Qualitätseffekte des Wettbewerbs im Gesundheitswesen betrifft. Die einfache Forderung nach 
„mehr Wettbewerb“ wird somit der Komplexität des Gesundheitswesens nicht gerecht.

9 Gerlinger, Bundeszentrale für politische Bildung (BPB), Dossier Gesundheitspolitik: Selektivver-
träge, 30.09.2013, URL: www.bpb.de/politik/innenpolitik/gesundheitspolitik/169811/selektivver
traege [Stand: 22.06.2016]. 
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